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der anderen kanadischen Provinzen. Dort besteht wäh-
rend der Dauer der Ehe der sog. common-law-Güter-
stand der Gütertren nung. Im Rahmen einer Schei-
dung der Ehe oder nach Trennung der Eheleute kann 
jeder der Ehegatten bei Gericht einen Antrag darauf 
stellen, dass das Gericht das Ver mögen der Eheleute 
teilt. Bei der Teilung wird gem. Sec.  7 Abs.  2 Alber-
ta Matri monial Property Act der Marktwert des Ver-
mögens, welches die Eheleute durch Schenkung oder 
Erbfolge erworben haben oder das sie in die Ehe ein-
gebracht haben, zum Zeitpunkt der Eheschließung 
bzw. des Erwerbs von der Teilung ausgenommen. Da-
mit läuft die Tei lung des Vermögens durch das Ge-
richt im Wesentlichen auf einen Zugewinnausgleich 
i.  S.  d. deutschen Rechts hinaus. Anders als im deut-
schen Recht hat das Gericht allerdings erheblich mehr 
Rücksicht auf die fi nanziellen Verhältnisse der Eheleute 
zu nehmen. Das Gericht kann gem. Art. 9 Alberta Ma-
trimonial Property Act anordnen, dass statt einer Aus-
gleichszahlung Vermögenswerte übertragen oder ver-
kauft werden. Dabei können die Eheleute gem. Sec. 37 
Alberta Matrimonial Property Act diese gerichtliche 
Teilung in Bezug auf das Vermögen eines von ihnen 
oder beider ausschließen, indem sie eine schriftliche 
Vereinbarung treff en, die den Formerfordernissen des 
Sec. 38 Alberta Matrimonial Property Act (dazu oben) 
entspricht.

Rechtsprechung
EGBGB Art. 25 a. F., 15 Abs. 1, 14 Abs. 1 – Gemein-
samer gewöhnlicher Aufenthalt und engste Verbin-
dung zum Recht eines Staates nach Art.  14 Abs.  1 
Nr.  2, 3 EGBGB bei Bestimmung des Ehegütersta-
tuts im Zusammenhang mit der Feststellung der ge-
setzlichen Erbfolge nach deutschem Recht

Erhöhung des Erbanteils der chinesischen Ehefrau 
des Erblassers um 1/4 auf 3/4 Anteil (güterrecht-
liches Viertel) nach bei nicht feststellbaren ge-
meinsamen gewöhnlichen Aufenthalt und engster 
gemeinsamer Verbindung des Erblassers und seiner 
Ehefrau zu der Bundesrepublik Deutschland anzu-
wendendem deutschen Recht. (Leitsatz der DNotI-
Redaktion)

OLG Düsseldorf, Beschl. v. 26.6.2018 – 3 Wx 214/16

Problem
Ein mit einer chinesischen Staatsangehörigen verhei-
rateter Deutscher verstarb ohne Hinterlassung einer 
Verfügung von Todes wegen vor Inkrafttreten der Eu-
ErbVO (17.8.2015) mit gemeldetem letztem Wohnsitz 

in Deutschland. Er war berufl ich sowohl in China als 
auch in anderen Ländern unterwegs und kehrte häufi ger 
zu mehrmonatigen Aufenthalten nach Deutschland zu-
rück. Umstritten ist, ob zugunsten der Ehefrau § 1371 
Abs.  1 BGB eingreift. Das AG verneinte dies, da „bei 
Aufl ösung der Ehe durch Tod des Ehemannes“ die Ehe-
gatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt in China gehabt 
hätten. Vom Standpunkt des AG aus gesehen wäre, da 
Art.  4 Abs.  1 S.  1 EGBGB im Wege der Gesamtver-
weisung zunächst auf das chinesische IPR verweist, die-
ses zu prüfen gewesen: Das Güterstatut knüpft mangels 
Rechtswahl in §  24 des dortigen IPR-Gesetzes vom 
1.11.2010 an den jeweiligen gewöhnlichen Aufenthalt 
der Eheleute an.

Entscheidung
Das OLG Düsseldorf hält die Geltung deutschen Gü-
terrechts für gegeben. Nach Art. 25 Abs. 1 EGBGB a. F. 
war wegen der deutschen Staatsangehörigkeit des Ehe-
mannes deutsches Erbrecht anzuwenden. Eine gemein-
same Staatsangehörigkeit der Eheleute i. S. v. Art. 15 
Abs. 1, Art. 14 Abs. 1 Ziff . 1 EGBGB lag bei Eheschlie-
ßung nicht vor. Es kam also darauf an, wo die Eheleute 
gem. Art. 15 Abs. 1, 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB beide ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hatten. Als gewöhnlicher Auf-
enthalt sei der Schwerpunkt aller sozialen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Beziehungen, der Daseinsmit-
telpunkt anzusehen. Das OLG verneint einen gewöhn-
lichen Aufenthalt des Ehemannes in China. Dabei stellt 
es vor allem auf subjektive Umstände ab: Der Erblasser 
habe keine Absicht gehabt, auf Dauer in China zu blei-
ben, dort keine dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung be-
antragt, habe seine dauerhafte berufl iche Zukunft nicht 
in China gesehen und konkrete Planungen verfolgt, mit 
seiner Ehefrau nach Deutschland überzusiedeln.

Folglich komme es gem. Art. 14 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB da-
rauf an, mit welchem Staat die Eheleute zum Zeitpunkt 
der Eheschließung auf andere Weise am engsten ver-
bunden waren. Das OLG bejaht die engste Verbindung 
der Eheleute bei Eheschließung zum deutschen Recht, 
da beide von vornherein geplant hatten, in Deutschland 
ihren dauerhaften Wohnsitz zu begründen. Damit be-
gründet das OLG die Geltung des gesetzlichen Güter-
standes nach deutschem Ehegüterrecht für die Eheleute 
und folglich die Erbteilserhöhung zugunsten der über-
lebenden Ehefrau nach § 1371 Abs. 1 BGB.

Hinweis
Bei Art. 15 Abs. 1, 14 Abs. 1 EGBGB ist zu beachten, 
dass das deutsche IPR für das Ehegüterstatut unwandel-
bar an die Verhältnisse bei Eheschließung anknüpft 
(s. nur Palandt/Th orn, BGB, 78. Aufl . 2019, Art.  15 
EGBGB Rn. 3), also nicht bei Eheaufl ösung. Unter den 
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Mitgliedstaaten der Europäischen Erbrechtsverordnung 
wird künftig nach der Oberle-Entscheidung des EuGH 
vom 21.6.2018 (DNotI-Report 2018, 110) davon auszu-
gehen sein, dass die internationale Zuständigkeit deut-
scher Nachlassgerichte für die Erteilung eines deutschen 
Erbscheins nur bejaht werden darf, soweit sie aus Art. 4 
ff . EuErbVO begründet werden kann, also in erster Li-
nie mit dem letzten gewöhnlichen Aufenthalt des Erb-
lassers in Deutschland (Art. 4 EuErbVO).

Aktuelles
Gesetz zum Internationalen Güterrecht und zur Än-
derung von Vorschriften des Internationalen Privat-
rechts

Am 17. Dezember 2018 hat der Gesetzgeber das Gesetz 
zum Internationalen Güterrecht und zur Änderung von 
Vorschriften des Internationalen Privatrechts verab-
schiedet (BGBl 2018 I, S. 2573). Das Gesetz dient im 
Wesentlichen der Durchführung der EU-Güterrechts-
verordnungen und einer punktuellen Anpassung des 
internationalen Familienrechts.

1. Internationales Ehegüterrecht
Das auf die güterrechtlichen Wirkungen der Ehe an-
wendbare Recht bestimmte bislang Art.  15 EGBGB. 
Art. 16 EGBGB enthielt eine Norm zum Schutz Dritter 
bei Rechtsgeschäften mit Ehegatten. Der Gesetzgeber 
hat Art. 15 und 16 EGBGB aufgehoben. Entsprechen-
des gilt für das Gesetz über den ehelichen Güterstand 
von Vertriebenen und Flüchtlingen. Hintergrund ist, 
dass diese Bestimmungen von der EuGüVO ver-
drängt werden (vgl. BT-Drs. 19/4852, S. 37). Im Hin-
blick auf den intertemporalen Anwendungsbereich der 
Ehegüterrechtsverordnung (Art.  69 Abs.  3 EuGüVO, 
vgl. in diesem Heft S.  2 und 5  f.) war allerdings eine 
besondere Übergangsvorschrift erforderlich. Diese hat 
der Gesetzgeber mit Art.  229 §  47 Abs.  2 EGBGB 
geschaff en: Haben die Ehegatten die Ehe vor dem 
29. Januar 2019 geschlossen und ab diesem Zeitpunkt 
keine güterrechtliche Rechtswahl getroff en, sind die 
bisherigen Art. 15 und 16 EGBGB weiterhin anzuwen-
den. Entsprechendes gilt für die Vorschriften des Ge-
setzes über den ehelichen Güterstand von Vertriebenen 
und Flüchtlingen. Die Zulässigkeit von güterrechtli-
chen Rechtswahlen richtet sich ab dem 29. Januar 2019 
demgegenüber ausschließlich nach den Bestimmungen 
der EuGüVO, auch wenn die Ehegatten vor diesem 
Zeitpunkt geheiratet haben.

2. Eingetragene Partnerschaften
Das auf eingetragene Partnerschaften anzuwendende 

Güterrecht bestimmt sich ausschließlich nach den Re-
geln der EuPartVO. In Art.  17b Abs.  1 S.  1 EGBGB 
wurde daher das Güterstatut als Anknüpfungsgegen-
stand gestrichen, die Verkehrsschutznormen in Art. 17b 
Abs.  2 S.  2 und 3 EGBGB wurden ebenfalls aufge-
hoben. Die maßgebliche Übergangsvorschrift fi ndet 
sich in Art.  229 §  47 Abs.  3 EGBGB. Wenn die Le-
benspartner die eingetragene Partnerschaft vor dem 
29. Januar 2019 haben eintragen lassen und ab diesem 
Zeitpunkt keine güterrechtliche Rechtswahl getroff en 
haben, gilt Art.  17b EGBGB in seiner bisherigen Fas-
sung.

3. Güterkollisionsrecht gleichgeschlechtlicher Ehen
Nach Art. 17b Abs. 4 S. 1, Abs. 1 S. 1 EGBGB richten 
sich Begründung und Aufl ösung einer gleichgeschlecht-
lichen Ehe nach den Sachvorschriften des registerfüh-
renden Staats. Für die güterrechtlichen Wirkungen der 
gleichgeschlechtlichen Ehe bestimmt Art.  17b Abs.  4 
S. 2 EGBGB, dass die Vorschriften der Ehegüterrechts-
verordnung (EuGüVO) anwendbar sein sollen. Zu 
Problemen kann es kommen, wenn das nach Art.  26 
Abs. 1 EuGüVO berufene Güterrecht keine gleichge-
schlechtliche Ehe kennt. Die Regierungsbegründung 
weist darauf hin, dass Lösungen ggf. durch die weiteren 
Anknüpfungen der Leiter in Art. 26 EuGüVO bzw. mit 
Hilfe der allgemeinen Lehren des IPR gefunden werden 
können (BT-Drs. 19/4852, S. 39).

4. Internationales Güterrechtsverfahrensgesetz (Int-
GüRVG)
Zur verfahrensrechtlichen Einpassung der EU-Güter-
rechtsverordnungen in das deutsche Recht hat der Ge-
setzgeber das IntGüRVG geschaff en. Das Gesetz ist als 
Parallelgesetz zum IntErbRVG und zum AUG konzi-
piert.

5. IPR der allgemeinen Ehewirkungen
Die vermögensrechtlichen Ehewirkungen werden von 
der EuGüVO geregelt (vgl. Art.  1 Abs.  1, 3 Abs.  1 
lit. a EuGüVO). Für Ehewirkungen außerhalb des An-
wendungsbereichs der EuGüVO ist weiterhin Art.  14 
EGBGB maßgeblich. Die Vorschrift wurde neugefasst: 
Art.  14 Abs.  1 S.  1 EGBGB n.  F. bestimmt, dass die 
Ehegatten für die allgemeinen Ehewirkungen das Recht 
des Staates wählen können, in dem beide Ehegatten im 
Zeitpunkt der Rechtswahl ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt haben (Nr. 1) oder zuletzt während der Ehe 
hatten, sofern ein Ehegatte im Zeitpunkt der Rechts-
wahl dort noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat 
(Nr. 2). Außerdem ist eine Wahl des Rechts der Staats-
angehörigkeit eines der Ehegatten möglich (Nr. 3). Die 
bisherigen Beschränkungen in Art. 14 Abs. 3 EGBGB 
a. F. sind entfallen. Die Rechtswahl muss notariell be-


